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„Nun sag', wie hast du's mit der Religion?"1
Erlebnisse und Reflexionen um einen Brandenburger Modellversuch
im Kontext gesamtdeutscher Schulreform
9. November 1989 in der Berliner Kongreßhalle am Alexanderplatz. Mehr als tausend El¬
tern, Lehrer und Schüler sind dem Aufruf zu einem Forum Bildungsnotstand gefolgt. In¬
itiator des Forums war Karl-Friedrich Wessel, ein Wissenschaftler der Berhner Hum¬
boldt-Universität mit seinen Mitarbeitern im Projekt „Biopsychosoziale Einheit Mensch".
Kritik am bereits zusammenbrechenden realsoziaüstischen Bildungssystem mischt sich mit
Vorschlägen zur Erneuerung. Visionen entstehen von möghcher Selbstbestimmung. Dann
sickert die Nachricht von der bevorstehenden Öffnung der Mauer durch. Vierzehn Tage
später die Fortsetzung des Forums: Es sind nicht mehr ganz so viele gekommen, dennoch,
der Kuppelsaal der KongreßhaUe ist gefüllt. Es wird vorgeschlagen, das Forum zum Aus¬
gangspunkteinerReformbewegungzu machen, der „Volksinitiative Büdung". Am gleichen
Abend büdet sich eine Vielzahl von Arbeitsgruppen: zur Reform der musisch-ästhetischen
Büdung, der Unterstufe, zur Integration von Behinderten, zur Freizeiterziehung, zur HUfe
für Heimkinder, zur Erneuerung des AUgemeinbüdungskonzepts u.a.m.
Ich schließe mich einer Gruppe von Eltem und Lehrern an, die sich vornimmt, einem
neuen Unterrichtsfach und -prinzip zum Durchbruch zu verhelfen. Nach Namensvorschlä-
gen wie „Soziales Lernen", .J^ebenskunde" u.a. entscheiden wir uns schheßüch für die
Bezeichnung ,JLebensgestaltung". Ich bin froh, nach Jahren erfolgloser Versuche, zur Auf¬
wertung individueller Lebensfragen in der Schule beizutragen, eine entschlossene Gmppe
Gleichgesinnter gefunden zu haben, zudem in einer innovationsträchtigen Situation.
Wir ahnten damals jedoch noch nicht, daß schon einige Monate später ein sehr unglei¬
cher Kampf gegen neue Bürokratisierang und Ideologisierung beginnen würde.2
Die bUdungspolitische Entwicklung in den meisten der neuen Länder ist inzwischen über
unsere und anderer Reformideen aus der Wendezeit fühllos hinweggegangen. Daß den¬
noch etwas von unseren Vorstellungen überdauert hat, im Konzept des Brandenburger Mo¬
dellversuches zu einem neuen Fach und Lernbereich ,J^ebensgestaltung-Ethüc-Reügion",
verdanken wir der Entschlossenheit einiger Mitgüeder unserer Gmppe - und den ausge¬
sprochen günstigen Bedingungen für Büdungsinnovationen im Land Brandenburg.
Im Konzept dieses Modellversuches ,J^ebensgestaltung-Ethüc-Rehgion" haben sich
die Ideen der Wendezeit auf einen gemeinsamen, von Macht- und Ideologieinteressen ab¬
geschirmten Diskurs zu Fragen des Lebens in der Schule auf originelle Weise verdichtet
1 Faust, Szene XVI.
2 Katharina Dang hat in der Evang. Zeitschrift „die zeichen der zeit" über diese Auseinandersetzungen be¬
richtet (1991). Zahlreiche Materialien aus unserer Arbeit enthalten die als Manuskriptdrucke in kleiner Auf¬
lage erschienenen Hefte „Lebensgestaltung - Prinzip der Allgemeinbildung und Unterrichtsfach in einer
erneuerten Schule" und „Das neue Unterrichtsfach Lebensgestaltung/Ethik - Empfehlung und Beiträge zur
Erarbeitung der Rahmenrichtlinien" (Volksinitiative Bildung [1] und [2]).
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Der ModeUversuch ist zugleich - wie auch die Resonanz aus den alten Bundesländern
zeigt - eine Herausforderung an das spätestens seit den 60er Jahren historisch überfällige
- und dennoch auch den Eltem und Schülern der meisten neuen Bundesländer überge¬
stülpte - ModeU des konfessioneüen Religionsunterrichts und des Religionsersatzfaches
Ethüc, ein Modell, bei dem die Schüler für die Erörterung wesentlicher Fragen ihres Le¬
bens nach Bekanntnissen und Weltanschauungen verantwortungslos getrennt werden, statt
ihnen Möghchkeiten für horizonterweiternde Verständigung, für bewußte soziale Erfah¬
rung, für Einübung in Toleranz und Gemeinsamkeit zu schaffen.
1. Vom Fahnenappell zum Schulgebet? Schule in den neuen Bundesländern
zwischen Öffnung und Rekonfessionalisierung
Die Zeit der breiten Öffnung der Schule für den von vielen Schülern, Eltern und Lehrern
ersehnten unbelasteten und nicht kanahsierten Dialog unterschiedlicher Weltsichten und
Lebensanschauungen in der Schule war nur kurz (vgl. auch Eggers 1991a, 1991c). Bereits
im Sommer 1990 begannen der (katholische) Minister für Büdung und Wissenschaft, Prof.
Meyer, und der (evangelische) Staatssekretär, Dr. Reiher3 mit der Anbahnung des Reli¬
gionsunterrichts für die neuen Länder. Nur wenige Monate zuvor hatte Dr. Reiher, ehe¬
mals als Leiter der kirchhchen Erziehungskammer für die Christenlehre in Berlin (Ost)
und Brandenburg zuständig, erklärt, daß „nach den Erfahrungen mit einer repressiven
Weltanschauungsschule ... die Forderung nach Einführung eines Faches Reügionskunde
an den Schulen der DDR" nicht mehrheitsfähig sei. Die Beteiligung kirchlicher Mitarbei¬
ter an der Schulreform richte sich auf „eine weltanschauungsoffene und bekenntnisfreie
Schule" (,J*eligionskunde" ... 1990).
Die Zeit der engagierten Mitwirkung der Kirchen an der Reform, z.B. bei der Einbezie¬
hung rehgionskundhchen Wissens in verschiedene Unterrichtsfächer oder bei der Gestal¬
tung eines pluralistischen Dialogs der Meinungen, war damit vorbei. Nunmehr galt es den
eigenen Besitzstand an Schule zu erobern und möghchst bald zu sichern.
Ein verantwortungsbewußtes Bedenken der spezifischen Situation in der (ehemaligen)
DDR, wie es noch in einem Papier des Bundes der Evangelischen Kirchen der DDR vom
April 1990 zum Ausdruck kam (Kommission für kirchliche Arbeit ... 1990), war nicht
mehr gefragt. Ein Theologe hatte noch im August 1990 gewarnt
„Die bevorstehenden Länderverfassungen der DDR sollten nicht die Möglichkeit für ein Fach Religionsunter¬
richt/Religionskunde an den Schulen eröffnen. Auch im Ministerium für Bildung sollte man nicht
die Weichen
für die Anreise von Religionslehrern an den Schulen stellen. Nach der Ära mit der führenden RoUe der Partei
und
dessen, was als Ideologie der Arbeiterklasse ausgegeben wurde, wäre Religionsunterricht an der Schule der
sicht¬
bare Ausschlag des Pendels nach der anderen Seite. Es schlüge
- fataler Eindruck - der Seite zu Buche, worauf
geschrieben steht: Und nun sind wir wieder einmal dran, wir Religionslehrer statt Stabü-Lehrer, wir
Kirchenleute
statt SED-Direktoren, Gemeindeseminar statt FDJ-Studienjahr. Verleumden will ich niemanden, aber die Absicht
hat nun mal keinen guten Leumund ..." (Roeber 1990).
Anläßlich eines Forums im November 1990 hat der Schülerpfarrer für Berlin (Ost) und
Brandenburg, Knuth Fischer, zehn Thesen zum Rehgionsunterricht an den Schulen der
ehemaligen DDR zur Diskussion gesteüt Nach der Kennzeichnung der spezifischen Aus¬
gangssituation und bisheriger Entscheidungsprozesse unterbreitet er folgende Vorschläge:
3 AbJuli 1992 seitens derEvangelischenKircheverantwortlich für den Religionsunterricht imLand Branden¬
burg.
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„Für den Unterricht an den Schulen in den 5 neuen Bundesländern sehe ich es als notwendig und gut an:
- Religionen und das Christentum sollten keine Tabuthemen mehr sein, sondern in den Lehrstoff der Fächer
Deutsch, Geschichte, Kunsterziehung, Musik, Heimat- und Gesellschaftskunde aufgenommen werden.
- Ein obligatorisches Lehrfach: Ethik/Lebensgestaltung sollte eingeführt werden. In diesem Fach muß der/die
Lehrerin zum Dialog verpflichtet werden; Dialog mit den Schülerinnen, Dialog in der Darstellung der Inhalte,
in dem der/die Lehrerin... sich Vertreterinnen z.B. der Kirchen in den Unterricht einlädt Die Kirchen sollten
in diesem Fach ihren Platz gesichert bekommen, um sich ausreichend und zusammenhängend darstellen zu
können; weiterhin, um zu bestimmten „Projekten" mit anderen Weltanschauungen vor den Schülerinnen in
den Streit zu treten. Dieses Recht gilt dann auch für die anderen Weltanschauungen und Weltreligionen.
- Kirche kann so an der Schule für alle Schülerinnen dasein.
- Christliche Unterweisung sollte weiterhin räumlich und institutionell von der Schule getrennt sein, denn in der
Gemeinde hat sie ihren sinnvollen Zusammenhang.
- Diesen kirchlichen Unterricht kann die Schule als fakultativen Unterricht anerkennen." (Vollständig zitiert in
Eggers 1990a, S. 41^12.)
Die sinngemäße Übernahme der Regelung des Artikels 7 Absatz 3 des Grundgesetzes (Re¬
ligionsunterricht als ordentliches Lehrfach) für die Länderverfassungen und Schulgesetze
von Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern erfolgte indes
schneüer, als selbst von Insidern erwartet Die sogenannte „Gemeinsame Einrichtung der
neuen Länder", die Nachfolgeeinrichtung des Ministeriums für Büdung und Wissenschaft
der DDR, hatte noch empfohlen, etwa 2-5 Jahre mit Festlegungen zu warten.
In öffentlichen Diskussionen mit Kirchenfunktionären hat mich immer wieder die
Leichtigkeit verwundert, mit der man über die besondere Befindüchkeit der (ehemaligen)
DDR-Bürger hinsichtlich Weltanschauung und Religion hinwegging und sich hinter dem
(angeblich) für die neuen Länder verbindlichen Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes ver¬
steckte.
In Wahrheit bestand diese Verbindlichkeit nicht, und dies mit vollem Wissen von Kir¬
chenleitungen, wie aus einem internen Papier hervorgeht (Anlage 2 ... 1990):
„Während der Bundessynode kam mir ein weiteres Votum zur Geltung von Art. 141 des GG für die Länder der
DDR zu Kenntms. Prof. Axel Freiherr von Campenhausen, kirchenrechtliches Institut der EKD, unterstützt das
in Anlage 1 Ihnen mitgeteilte Votum von OKR Hofmann. Zu Ihrer Kenntms bekommen Sie als Anlage eine Zu¬
sammenfassung der Bestimmungen zum RU in den Länderverfassungen bis 1949.
Das bedeutet, daß die Länder frei sind, entweder auf Art. 7(3) Bezug zu nehmen oder auf Art. 141. Viel¬
leicht können die Gesetze so offen sein, daß zunächst Erfahrungen zu sammeln sind, bevor es zu bindenden Fest¬
legungen kommt ..."
Ich bin in den letzten beiden Jahren ziemüch iüusionslos geworden, was die Möglichkei¬
ten eines freien Dialogs von Lebensanschauungen an den Schulen der neuen Länder be¬
trifft, die nach jahrzehntelanger Indoktrination zur Erneuerung doch so wichtig wäre.
Fürsprecher der Einführung des Religionsunterrichts haben immer wieder versucht,
Gegner oder Zweifler mit der Behauptung zu entkräften, modemer Religionsunterricht
habe eigentlich mit konfessioneüer Glaubensunterweisung, die eingestandenerweise ihren
guten Platz im Raum der Kirchgemeinde hat, nicht mehr das geringste zu tun.
Die Vorläufigen Lehrplanhinweise für den evangeüschen und katholischen Religions¬
unterricht Thüringens vom Juli 1991 zeichnen da ein anderes Bild:
„Allgemeines Ziel des [evangelischen; G.E.] Religionsunterrichts ist es, im Horizont des Glaubens an Jesus Chri¬
stus das Religiöse als ein menschliches Grundphänomen zur Erschließung und Sinndeutung von Welt und
Mensch zu erfahren. Insbesondere soll er ermutigen und befähigen zu eigenverantwortlichem Handeln in der Ver¬
antwortung vor Gott und dem Mitmenschen ..."
4 Art. 141 ist die sog. „Bremer Klausel". Sie ermöglicht einem Land der Bundesrepublik, in dem zum 1.1.1949
eine andere landesrechtliche Regelung (als Religionsunterricht = ordentliches Lehrfach) bestand, eine von
Art. 7(3) abweichende Regelung zu treffen.
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[Katholischer; G.E.] „Religionsunterricht ist Dienst der Kirche am heranwachsenden Menschen.
Die zentra¬
len Aussagen der chrisüichen Botschaft und ihre Entfaltung im Glauben und
Leben der Kirche werden vermittelt
und in wechselnden, erfahrungsbezogenen Zugängen dargestelltVon innenher soll das Kind dem Credo
der Kir¬
che begegnen und Kenntnis des Glaubens erlangen ..."
(Vorläufige Lehrplanhinweise [1] u. [2])
Aufdie Folgen derEinbeziehung einer großen Anzahl von Kindem und Jugendüchen ohne
jegüche rehgiöse Sozialisation, wie es für die DDR typisch war, in den konfessioneüen
Religionsunterricht hat kürzlich Katharina Dang in ihren Thesen zum Problem von Re¬
ligion und Schule hingewiesen. Den Lehrern ist es unter diesen Bedingungen unmöghch,
„eine positive bzw. offene Beziehung zu rehgiösen Fragen zu vermitteln, da das Zeitlimit
von 2 Wochenstunden ab Klasse 1 in keinem Verhältnis zum Erleben von Religion bei den
Kindem und Jugendhchen steht Durch das Überangebot an Wissen zu einem den Kindem
und Jugendlichen fremden Gegenstand entsteht bewußte Ablehnung des Wissens über Re¬
ligiöses, besonders über das Christentum, bzw. es wird die vorhandene Ablehnung ver¬
stärkt" (Engagementfür Lebensbildung ... 1992)
Es würde mich übrigens angesichts der verbreiteten Unfähigkeit, Befindlichkeiten
wahrzunehmen, nicht verwundem, wenn in nächster Zeit
- um zur etwas provokativen
Überschrift dieses Abschnittes zurückzukommen - auch das Schulgebet in einigen Regio¬
nen der ehemaligen DDR wieder eingeführt würde. Denn: Hatte sich doch erst Mitte 1989
Kultusminister Meyer-Vorfelder für die (Wieder-)Einführung des Schulgebets in Ba¬
den-Württemberg eingesetzt und dafür den Erlanger Professor für öffentüches Recht und
Verwaltungsrecht Lecheler der Frage nach der Zeitgemäßheit einer solchen Maßnahme
nachgehen lassen. Lecheler kam zu dem Ergebnis
- so die Frankfurter AUgemeine vom
5.7.1989: „Über den Protest Andersdenkender wird das Schulgebet zum Prüfstein der de¬
mokratischen Reife - für die betenden Schüler wie für diejenigen, die das Gebet ableh¬
nen."
Und die demokratische (Nach-)Reifung haben wir in den neuen Ländern doch beson¬
ders nötig.
2. Brandenburg: Innovation contra neuer Konformismus
2.1 Das Brandenburger Konzeptfür den neuen Lernbereich
„Lebensgestaltung-Ethik-Religion". Entstehungsbedingungen und Quellen
Während die Länder Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt undThüringen
sich auf die gesetzliche Einführung konfessioneüen Reügionsunterrichts als ordentlichem
Lehrfach vorbereiteten und für Ostberün das Westberüner Schulgesetz mit seiner besonde¬
ren Regelung (Religionsunterricht als Wahlfach) gültig werden sollte, wurde in der Bran¬
denburger Koaütionsvereinbarung von SPD, FDP und Bündnis '90 festgeschrieben, daß
Brandenburg sich auf einen konfessioneü nicht gebundenen Unterricht in,Jieligions- und
Lebenskunde" orientiert
Diese Festlegung in der Koalitionsvereinbarung und das Engagement der Ministerin
für Büdung, Jugend und Sport, Marianne Birthler, sowie ihres Ministeriums waren
Voraussetzungen für die Entstehung eines innovativen Konzepts, welches sowohl den Ge¬
gebenheiten in den neuen Bundesländern wie auch einigen Bestrebungen zur Reform des
Religionsunterrichts in den alten Bundesländern weitgehend entspricht.




Marianne Birthler, Gründungsmitglied der DDR-Oppositionsgrappe .Jnitiative für
Frieden und Menschenrechte", in der Wende engagiert am Runden Tisch BUdung, hat die
Förderang von Selbstbestimmung zu ihrem bUdungspohüschen Credo gemacht
„Im Mittelpunkt aller pädagogischen und strukturellen Überlegungen steht für die Bildungspolitik das Bild des
selbstbestimmt lebenden Menschen, der sein Recht wahrnimmt, sich jene Kenntnisse und Fähigkeiten anzueig¬
nen, die er für die Bewältigung seines Lebens benötigt und die ihn in die Lage versetzen, Konflikte gewaltfrei zu
bearbeiten, Fremdes zu akzeptieren und die natürliche Umwelt zu respektieren und zu schützen." (Birthler
1990, S. 3)
Auf ihre Haltung zum Rehgionsunterricht angesprochen, äußerte sie sich gegenüber der
Märkischen Oderzeitung am 28.1.1989:
„Ich habe keinerlei Interesse daran, daß christliche Unterweisung in Brandenburg zu kurz kommt Ich war selbst
über Jahre Katechetin. Und es gibt gute Erfahrungen mit den christlichen Unterweisungen in den Gemeinden. Ich
denke, dort hat sie ihren Platz im Leben und sollte dort bleiben. Etwas anderes ist das in den letzten Jahren ent¬
standene Defizit an Wissen über Religion. Ein Fachbereich Ethik, Lebenskunde, Religionskunde gehört natürlich
in die Schule."
Damit war Offenheit Interesse für gegenüber dem konfessionellen Religionsunterricht al¬
ternative Lösungsangebote gegeben.
Für uns Engagierte aus der „Volksinitiative Büdung", die sich seit der Wende für ein
integratives Fach und Unterrichtsprinzip „Lebensgestaltung" eingesetzt hatten, war damit
die Hoffnung verbunden, daß wenigstens in einem der neuen Länder auch das ja nicht
seltene Bedürfnis der Kinder und Jugendlichen nach einem freien, nicht in irgendeiner
Weise kanalisierten bzw. ideologisierten Meinungsaustausch zu Lebensfragen emst ge¬
nommen wird.
In dem Anfang 1990 veröffentlichten Positionspapier der AG Allgemeinbildung und Le¬
bensgestaltung der „Volksinitiative Bildung" war ein neues AUgemeinbildungskonzept ge¬
fordert worden, „das die Befähigung des Menschen zur selbstbestimmten und sinnvoüen
Gestaltung seines Lebens" in das Zentrum rückt (Lebensgestaltung als BUdungsprinzip).
Weiterhin sollte ein neues, integratives Unterrichtsfach Lebensgestaltung die Entwicklung
der Kinder und Jugendhchen durch ihre Schulzeit ganzheitlich begleiten, in seinen Inhal¬
ten, Methoden und Organisationsformen weitestmöglich von den Bedürfnissen der Schü¬
ler her bestimmt. Inhalte sollten aüe interessierenden Lebensfragen sein, von der Gestal¬
tung sozialer Beziehungen, Fragen der Identitätsfindung bis zu Fragen im Zusammenhang
mit Krankheit und Leidbewältigung, Sterben und Tod. (Veröffenthcht u.a. in Volksinitia¬
tive Bildung [1], S. 8-10, Eggers 1991a, S. 26-28.)
Im Dezember 1990 gründeten wir in Potsdam einen Arbeitskreis, der sich dann ab Januar
1991 aktiv an der Entwicklung des Brandenburger Konzepts für einen integrativen Unter¬
richt zu Lebensfragen beteüigte. Dem Arbeitskreis gehörten eine Reihe engagierter Chri¬
sten an, vornehmlich aus dem Bereich kirchlicher Kinder- und Jugendarbeit bzw. arbeite¬
ten von Zeit zu Zeit mit ihm zusammen. In den vielen Beratungen des Arbeitskreises haben
wir den Dialog praktiziert, wie wir ihn auch für die Schule wünschen.
Eine Reihe von Vorschlägen aus dem Arbeitskreis fanden Eingang in das Konzept des
Modellversuchs.
Neben den Vorschlägen der „Volksinitiative Büdung" für ein integratives Fach „Le¬
bensgestaltung" war der Vorschlag für die Einführung eines obligatorischen Faches
„Ethik" an den Schulen der ehemaligen DDR eine weitere wichtige QueUe für das Kon-
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zept des ModeUversuches. Er wurde in einem Diskussionspapier unterbreitet, das im April
1990 von der Konferenz der Evangeüschen Kirchenleitungen für die Ghedkirchen in der
DDR zustimmend zur Kenntnis genommen worden war. In dem Papier heißt es u.a.:
„Bei der Erörterung der zukünftigen Gestaltung kirchlichen Lebens und im Gespräch mit den Kirchen der EKD
ist die Frage nach einem Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach an den Schulen entstanden (Art. 7, GG).
Beim Bedenken der Frage ist deutlich geworden, daß der Religionsunterricht in der Bundesrepublik von einem
volkskirchlichen Hintergrund ausgeht...
Durch die über vierzigjährige DDR-Geschichte ist es bei uns zu einer mehrheithch säkularisierten Situation
gekommen. Damit ist keine Vergleichbarkeit zur schulischen Situation in der Bundesrepublik gegeben, in die der
Religionsunterricht eingebunden ist..."
Auf diesem Hintergrund, zu dem nach Meinung der Autoren auch die fehlgeschlagene Einbindung religions-
kundlicher Inhalte in das Fach Gesellschaftskunde gehört, sollte „die Einführung eines Faches ßthik'" als ordent¬
liches Lehrfach in allen Jahrgängen vorgesehen werden. Mit diesem Fach wäre die Möglichkeit eröffnet, Kinder
von der 1. Klasse an mit Fragen der Sinndeutung zwischenmenschlicher Beziehungen, der Werte und Normen
usw. zu befassen...
In allen Bundesländern der Bundesrepublik gibt es dieses Fach „Ethik" (z.T. „Werte und Normen", „Religi¬
onskunde" als sogenanntes „Ersatzfach" gemäß Art. 7 GG) aufgrund zunehmender Abmeldungen vom Religions¬
unterricht und als Ausdruck vermehrter säkularer Gesamtsituation, auch als Spiegel der Pluralität der Gesell¬
schaft Die Schulen des DDR-Gebietes könnten entsprechend Art 7(3) GG als „bekenntnisfrei" (= weltanschau¬
ungsoffen) eingestuft werden (bzw. gemäß Art. 141 GG als Schulen, in denen vor 1949 andere Verhältnisse
waren = vgl. Berlin und Bremen). Dem würde die Einführung eines Faches „Ethik" entsprechen, das als ordentli¬
ches Lehrfach zu den Pflichtfächern gehören könnte und Ausdmck der erwarteten dialogischen Grundstruktur der
zu gestaltendenSchule sein könnte ..." {Kommissionfür kirchliche Arbeit... 1990)
Schließhch wäre als QueUe noch die Empfehlung zur Einführung eines Unterrichtsfaches
J^ebensgestaltang/Ethüc'" in den Schulen ostdeutscher Länder zu nennen, die am 2. Okto¬
ber 1990 von der Kommission „Ethische Büdung"beim Ministerium für Bildung undWis¬
senschaft unter Beteiligung von Vertretern der künftigen Länder verabschiedet wurde.
(Veröffentlicht, in Empfehlung ... 1990, S. 2-11, in Volksinitiative Bildung [2], S. 6-29,
sowie in Eggers 1991a, S. 31^42.)
2.2 Das Diskussionsangebot des Bildungsministeriums und der .Jieligionsstreit"
um die Brandenburger Schulen
Mitte Februar 1991 wurde den Kirchen und Religionsgemeinschaften des Landes Bran¬
denburg durch das Bildungsministerium ein erstes Diskussionsangebot in Form von Ar¬
beitsstandpunkten unterbreitet
Das Papier bezieht sich auf die Aufgabe der Schule in Brandenburg, „einen Beitrag zur Befähigung der Heran¬
wachsenden zu leisten, ein selbstverantwortetes Leben zu fuhren und ihre soziale Einsicht und Handlungsfähig¬
keit zu stärken. Dafür ist es auch notwendig, die jahrzehntelange Ausgrenzung von Fragen der individuellen Le¬
bensbewältigung, von Angeboten pluralistischer Ethik und der Religion aus der Schule zu überwinden. Darüber
hinaus ist auf die Herausforderungen zu reagieren, die durch ein Nebeneinander verschiedener Kulturen, Weltan¬
schauungen und Religionen in einem sich vereinigenden Europa entstehen."
Vorbehaltlich der erfolgreichen Durchführung einer 3jährigen Modellversuchsphase soll in allen öffentli¬
chen Schulen als Pflichtfach „Lebensgestaltung-Ethik-Religion" eingeführt werden. Bei den Zielstellungen wird
u.a. hervorgehoben, daß das neue Fach helfen soll, religiöse Lebensformen zu verstehen. Der Charakter des Fa¬
ches schließe eine geregelte Zusammenarbeit mit den regionalen Kirchen und Religionsgemeinschaften bei der
Erarbeitung der Rahmenpläne, der Auswahl und Qualifizierung der Lehrer und an Schulversuchen notwendig ein.
(Veröffentlicht als Anlage zu Doye 1991, S. 312-314.)
Daß seitens derKüchen die vom BUdungsministerium ausgestreckten Hände nichtergriffen
wurden, ist vielen, auch mir, bis heute unverständlich. Wurdedoch die Mitwirkung an einem
Experimentangeboten, das die Möglichkeiteinräumen würde, in einem freien Diskurs viele
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Schüler authentisch mit dem Christentum in seinen Konfessionen bekannt zu machen und
so mitzuhelfen, jahrzehntelang gewachsene Defizite und Vorurteile abzubauen.
Die offensichtliche Widersprüchhchkeit im Verhalten der Kirchenleitung war für unse¬
ren Arbeitskreis, zu dem, wie schon erwähnt auch engagierte Christen gehörten, Anlaß, zu
einem Runden Tisch einzuladen, an dem zwar das BUdungsministerium und Vertreter von
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften teilnahmen, nicht jedoch die beiden
großen Kirchen. Die Teilnehmer am Runden Tbch sprachen sich nachdrückhch für einen
gemeinsamen Unterricht der Schüler zu Fragen der Lebensgestaltung, der Ethüc und der
Religionen als notwendige Voraussetzung für die Entwicklung von gegenseitigem Ver¬
ständnis, Toleranz und Gemeinsamkeit aus (vgl. Gemeinsam leben lernen [1] 1991, S. 9-
10). Mit Befremden wurde eine schriftliche Stellungnahme der evangelischen Kirchenlei¬
tung zu Kenntnis genommen, in der auf zwei Seiten mit der Forderung nach einem her¬
kömmlichen, konfessioneUem Religionsunterricht dreimal auf den Artikel 7 Abs. 3 des
Grundgesetzes und nicht ein einziges Mal auf die Bedürfnisse der Schüler und ihrer Eltem
Bezug genommen wird. Sie schließt mit der lapidaren Forderung ab: ,J3ie Finanzierung
des schulischen Religionsunterrichts muß durch das Land Brandenburg gesichert werden."
(Vgl. Gemeinsam leben lernen [1] 1991, S. 6-7.)
Der ,J*eligionsstreit" um die Schulen Brandenburgs fand in den Parteien, im Parlament
und in der Offenthchkeit statt, war in Presse, Rundfunk und Femsehen ein bevorzugtes
Thema. Die Mitgheder unseres Arbeitskreises waren nicht selten als Partner in kontrover¬
sen Diskussionen gefragt Das Thema wurde zudem seit Mai 1991 und bis zur Etabherung
des Modellversuchs im Frühjahr/Sommer 1992 in der regionalen und überregionalen Pres¬
se intensiv und ebenfalls kontrovers diskutiert Zu erwähnen ist auch der - letztüch leider
erfolglose - Versuch unseres Arbeitskreises, mit zu verhindern, daß konfessioneller Reli¬
gionsunterricht in der Brandenburger Verfassung festgeschrieben wird, da dieses aus unse¬
rer Sicht den Handlungsspielraum des ModeUversuches erhebhch einschränken würde. In
unserer Eingabe an den Verfassungsausschuß des Brandenburger Landtages hieß es dazu
einleitend:
„Als Christen und religiös nicht gebundene Mitglieder unseres Arbeitskreises setzen wir uns mit allem Nachdruck
dafür ein, daß in den Schulen Brandenburgs keine Trennung von Kindern und Jugendlichen nach Weltanschauun¬
gen und religiösen Bekenntnissen stattfindet, sondern die Schule vielmehr ihre Verantwortung für die Erziehung
zu Toleranz, Gewaltfreiheit und Dialog zwischen Menschen unterschiedlicher Weltanschauungen, politischer
Auffassungen und Religionen, unterschiedlicher Kulturen und Lebensweisen in integrativer Form wahr¬
nimmt ..."
Schließlich wird für Art 30 der Verfassung vorgeschlagen: „Bekenntnis- und Weltanschauungsunterricht ist
Sache der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Räume der Schule können dafür bei Bedarf zu Verfü¬
gung gestellt werden." (Selbstbestimmt... 1991)
Im Oktober wurde durch das BUdungsministerium der Öffentlichkeit ein Grundsatzpapier
vorgelegt das die bisherige Diskussion aufnimmt und verbreitern helfen wiü (Gemeinsam
leben lernen [2] 1991).
Die hartnäckige Weigerung der Kirchen, sich am ModeUversuch zu beteüigen, wenn
ihr nicht das „Recht" eingeräumt wird, an den Schulen staathch finanzierten Religionsun¬
terricht durchzuführen, flankiert von wiederholten Drohungen der CDU mit einer Verfas¬
sungsklage, führte im November zu dem Kompromißvorschlag der Brandenburger SPD,
„in aüen brandenburgischen Klassen der Sekundarstufe I und II (ab Klasse 7) solle mit
Beginn des Schuljahres 1992/93 das Birthlersche Modeüfach gelehrt" und den Kirchen
durchaus die Mögüchkeit für einen eigenen konfessionellen Religionsunterricht in eigener
Verantwortung eingeräumt werden (SPD ... 1991).
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Tragend wurde dann jedoch ein anderer Kompromißvorschlag seitens der Landesregie¬
rung: Beteiügung der Kirchen am ModeUversuch bei gleichzeitiger Durchführung konfes¬
sioneüen Religionsunterrichtes an der gleichen Anzahl Schulen an ca. 20 Schulen.
Dieser Vorschlag führte zum (scheinbaren) Einlenken der Kirchenleitung. Aufder Syn¬
ode der Evangelischen Küche in Berün-Brandenburg im November 1991 wurde dem Mo¬
deUversuch gegenüber Offenheit erklärt - im Punkt 3 des maßgebhchen Beschlusses und
nach Erfüllung von vier Bedingungen. Im Punkt 1 des Beschlusses wird dagegen die Kir¬
chenleitung unter Bezugnahme auf Art 7 Abs. 3 des Grundgesetzes (Religionsunterricht
als ordentliches Lehrfach) von der Synode beauftragt, auf die Einführung von Religions¬
unterricht in der Sekundarstufe I hinzuwirken. „ Die Einführung eines Altemativfaches
(Ethüc) ist mit dem Ziel der für alle Schülerinnen und Schüler geltenden Wahlpflicht anzu¬
streben." (Synode ... 1991)
Im Klartext: Die Kirchenleitung erhält Vollmacht, wo immer es sich als möglich er¬
weist, den ModeUversuch, der gerade nicht die Trennung der Schüler nach Weltanschau¬
ungen bzw. Konfessionen wül, wenn es um existentieUen Fragen geht, zu FaU zu bringen,
natürüch nicht ohne Bedauern.
Ob dies gelingt wird wesentlich davon abhängen, welche Resonanz der Modellver¬
such bei den Schülern, Eltern, Lehrern und in der Öffentüchkeit findet. Für mich scheint
nach den ernüchternden Erfahrungen mit einer auf ideologische Macht und Geld versesse¬
nen Kirche (besser: Kirchenbürokratie) unabdingbar, ihre Zugriffsrechte auf den Modell¬
versuch auf das Notwendigste einzuschränken. Zum Beispiel schon durch die Veränderung
des Namens (Lebensgestaltung-Ethüc-Religionen bzw. -Religionskunde, oder besser: Le¬
bensgestaltung und Ethik). Das Konzept würde etwas ärmer. Aber dies wäre immer noch
einem vorprogrammierten Scheitern des Versuches vorzuziehen.
Ein Scheitern hätte nicht nur für Brandenburg Bedeutung. Nicht von ungefähr erfährt
das Vorhaben des Modellversuches von den ersten öffentlichen Äußerungen an auch Un¬
terstützung aus den alten Bundesländern, in denen von einigen Religionspädagogen schon
seit Jahren die Reformierung des konfessioneüen Rehgionsunterrichts in Richtung auf ei¬
nen aügemeinbüdenden, vom Bildungsauftrag der Schule her verantwortbaren Unterricht
gefordert wird.
2.3 Anregungen undErmutigungenBrandenburgs aus den alten Bundesländern
Das Nachdenken über Alternativen zum konfessioneüen Reügionsunterricht setzte in den
alten Bundesländern bereits Ende der 60er Jahre im Zusammenhang mit den großen Ab¬
meldewellen vom RU ein. Die von den Kirchen initiierte Einführung des Ersatzfaches
Ethüc bremste den Abmeldestrom zwar, löste aber keinesfalls das Problem (vgl. dazu auch
Otto 1986 und Baltz-Otto/Otto 1991).
Der evangelische Religionspädagoge Wolfgang Langer stellte 1972 fest
„Der Grundsatz weltanschaulicher Neutralität des Staates erfordert keineswegs - wie manchmal behauptet wird,
den völligen Ausschluß eines von den Kirchen mitbestimmten Unterrichts aus der öffentlichen Schule. Er kann
sachgerechter auf eine Mitbeteiligung aller gesellschaftlich relevanten Gmppen mit unterschiedlichen Oberzeu¬
gungen bei der Curriculumentwicklung und bei der Gestaltung der religiös-weltanschaulichen Komponente des
schulischen Unterrichts hin ausgelegt werden. Das könnte dem Religionsunterricht das Odium eines ungerecht¬
fertigten Privilegs der Kirchen nehmen und die Christen zu freien Gesprächspartnern bei dem auch in der Schule
einzuübenden Dialog der Meinungen und Überzeugungen in einer weltanschaulich pluralen Gesellschaft ma¬
chen." (S. 18)
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Nach einer kritischen Büanz des schulischen Religionsunterrichtes schlägt der katholische
Religionspädagoge Josef Brechtken Ende der 80er Jahre vor:
„(1) Die Kirche sollte sich aus dem schulischen RU zurückziehen. Sie sollte dabei die Initiative ergreifen,
weil der Staat dazu nicht in der Lage ist (Bindung durch die genannten Verfassungsbestimmungen).
(2) Für den Ethik- oder Moralunterricht, der dann über den jetzt schon gegebenen Wahl- bzw. Ersatzmodus
hinaus als normales, für alle bestimmtes Schulfach neu zu installieren wäre, sollte die Kirche soviel wie mög¬
lich von ihrem einschlägigen Gedankengut einzubringen versuchen. Dekalog, Bergpredigt, Doppelgebot,
Gleichnis vom barmherzigen Samariter u.a. (um nur Biblisches zu nennen) sind so wesentliche Stücke unse¬
rer moralisch-ethischen Tradition, daß darauf nicht verzichtet werden darf.
(3) Die Kirche sollte in der Schule einen RU außerhalb des normalen Schulbetriebs anbieten, auf freiwilliger
Basis für die wirklich Interessierten ..." (1988, S. 782)
Der evangelische Religionspädagoge Hans Stock verfaßt seinen Aufsatz „Rehgion in
Freiheit kennenlernen: Quergedanken zur BUdungsreform in den Ländern" (1991) mit di¬
rektem Bezug auf unsere Situation und schlägt die Einrichtung eines nichtkonfessioneUen
Orientierungsunterrichts über Konfessionen und Traditionen mit dem Namen „Orientie¬
rung und Gespräch über Religion und Ethüc" vor. Die Einrichtung eines solchen Unter¬
richts würde berücksichtigen, daß die Mitghederzahlen der Kirchen beständig abnehmen
und zumal in den neuen Ländern nur eine Minderheit ausmachen. „Aber der Status einer
aUgemeinen Unwissenheit ist unhaltbar. Ihn zu verändern, hat nichts mit Mission und Be¬
kenntnis zu tun, um so mehr aber mit Büdung, geistiger Mitverantwortung und Chancen¬
gleichheit" (vgl. Stock 1991, S. 27-30). Auch die evangelischen Religionspädagogen
Gert Otto und Jürgen Lott haben sich in letzter Zeit mehrfach für einen nichtkonfes¬
sioneUen Religionsunterricht eingesetzt und den Brandenburger ModeUversuch nach¬
drücklich unterstützt (Baltz-Otto/Otto 1991, Otto 1992; Lott 1991a,b). Nach Lott
habe Schule nicht ,lcompakte" religiöse bzw. weltanschauliche Systeme bei den Schülern
zu befestigen, sondern ihnen zu helfen, ihre religiösen bzw. weltanschaulichen Vorsteüun¬
gen durch Ideologiekritik, durch Aufdeckung der Interessengebundenheit geseUschafthch
verbreiteter Ideen komplexer zu entwickeln. Dafür sei die Auseinandersetzung mit den
„Exklusivansprüchen" religiöser und weltanschaulicher Traditionen, ihrer absurden An¬
maßung absoluter Offenbarung, ihre Weigerung, Relativität zu tolerieren, besonders geeig¬
net (Engagement... 1992).
3. Zu guter Letzt: Die Bedürfnisse der von Schule Betroffenen
Ich halte es angesichts der von allen Seiten eingestandenen hohen Sensibihtät hinsichtlich
weltanschaulicher und rehgiöser Fragen im Schulwesen der neuen Länder fürbüdungspo-
litisch und pädagogisch unverantwortlich, Entscheidungen in dieser Hinsicht über die
Köpfe der Betroffenen hinweg und ohne hinreichende Beachtung der spezifischen histori¬
schen Situation zu fallen. Das genau ist jedoch in den neuen Ländern, mit Ausnahmen
Brandenburgs, geschehen.
Mit unseren bescheidenen Möglichkeiten als Arbeitsgruppe der „Volksinitiative Bil¬
dung" haben wir im Herbst 1990 über zwei Zeitschriften versucht, ein Meinungsbüd von
Eltem, Lehrern und Schülern zu ermitteln, das - bei allen berechtigten Einwänden hin¬
sichtlich der Methodik - u.E. die Befindlichkeiten doch gut abgebildet hat:
Die Ergebnisse haben wir seinerzeit auch den Kultusministem der neuen Länder mit
dem Vorschlag übermittelt, länderspezifische und vergleichbare repräsentative Erhebun¬
gen durchzuführen, ehe bUdungspolitische Entscheidungen gefallt werden, worauf wir
nicht einmal eine Empfangsbestätigung erhielten.
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Was heute bleibt ist die mögliche Untersuchung der Akzeptanz der getroffenen Entschei¬
dungen, der Motive der Eltem für die Entscheidung, in welchen Unterricht sie ihre Kinder
schicken, und die Bewertung von Alternativen.
Ich vermute sicher richtig, daß man sich vor solcherlei Untersuchungen erst recht ver¬
schließen wird. Die Befunde könnten allzuviel Unzufriedenheit stiften.
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